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(Nr. 312.) Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund. Vom 21. Juni 1869. 
 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. verordnen im Namen des 
Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, 
was folgt: 
 
[…] 
 

Titel VII. 
 

Gewerbegehülfen, Gesellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter. 
 

I.  Verhältnisse der Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge. 
 

1. Im Allgemeinen. 
 

§. 105. 
 Die Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbstständigen Gewerbetreibenden 
und ihren Gesellen, Gehülfen und Lehrlingen ist Gegenstand freier Uebereinkunft. 
 Zum Arbeiten an Sonn- und Festtagen ist, vorbehaltlich der anderweitigen 
Vereinbarung in Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet. 
 

§. 106. 
 Die nach den Landesgesetzen zuständige Behörde hat darauf zu achten, daß bei 
Beschäftigung der Lehrlinge gebührende Rücksicht auf Gesundheit und Sittlichkeit 
genommen und denjenigen Lehrlingen, welche des Schul- und Religions-Unterrichts noch 
bedürfen, Zeit dazu gelassen werde. 
 Durch Ortsstatut (§. 142.) können Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge, sofern sie das 
achtzehnte Lebensjahr nicht überschritten haben, oder einzelne Klassen derselben, zum 
Besuche einer Fortbildungsschule des Ortes, Arbeits- und Lehrherren aber zur Gewährung 
der, für diesen Besuch erforderlichen Zeit verpflichtet werden. 
 

§. 107. 
 Jeder Gewerbe-Unternehmer ist verbunden, auf seine Kosten alle diejenigen 
Einrichtungen herzustellen und zu unterhalten, welche mit Rücksicht auf die besondere 
Beschaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebsstätte zu thunlichster Sicherung der 
Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit nothwendig sind. 
 

§. 108. 
 Streitigkeiten der selbstständigen Gewerbetreibenden mit ihren Gesellen, Gehülfen 
oder Lehrlingen, die sich auf den Antritt, die Fortsetzung oder Aufhebung des Arbeits- oder 
Lehrverhältnisses, auf die gegenseitigen Leistungen während der Dauer desselben oder auf 
die Ertheilung oder den Inhalt der in den §§. 113. und 124. erwähnten Zeugnisse beziehen, 
sind, soweit für diese Angelegenheiten besondere Behörden bestehen, bei diesen zur 
Entscheidung zu bringen. 



 Insoweit solche besondere Behörden nicht bestehen, erfolgt die Entscheidung durch 
die Gemeindebehörde. 
 Gegen die Entscheidung der Gemeindebehörde steht den Betheiligten eine Berufung 
auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen präklusivischer Frist offen; die vorläufige 
Vollstreckung wird aber hierdurch nicht aufgehalten. 
 Durch Ortsstatut (§. 142.) können an Stelle der gegenwärtig hierfür bestimmten 
Behörden Schiedsgerichte mit der Entscheidung betraut werden. Dieselben sind durch die 
Gemeindebehörde unter gleichmäßiger Zuziehung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu 
bilden. 
 

2. Insbesondere: a. der Gesellen und Gehülfen. 
 

§. 109. 
 Die Gesellen und Gehülfen sind verpflichtet, den Anordnungen der Arbeitgeber in 
Beziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen Einrichtungen Folge 
zu leisten; zu häuslichen Arbeiten sind sie nicht verbunden. 
 

§. 110. 
 Das Verhältniß zwischen dem Arbeitgeber und den Gesellen oder Gehülfen kann, 
wenn nicht ein Anderes verabredet ist, durch eine, jedem Theile freistehende, vierzehn Tage 
vorher erklärte Aufkündigung aufgelöst werden. 
 

§. 111. 
 Vor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegangene Aufkündigung 
können Gesellen und Gehülfen entlassen werden: 

1) wenn sie eines Diebstahls, einer Veruntreuung oder eines liederlichen Lebenswandels 
sich schuldig machen; 

2) wenn sie den in Gemäßheit des Arbeitsvertrages ihnen obliegenden Verpflichtungen 
nachzukommen beharrlich verweigern; 

3) wenn sie, der Verwarnung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorsichtig umgehen; 
4) wenn sie sich Thätlichkeiten oder grobe Ehrverletzungen gegen den Arbeitgeber oder 

die Mitglieder seiner Familie zu Schulden kommen lassen; 
5) wenn sie mit den Mitgliedern der Familie des Arbeitgebers verdächtigen Umgang 

pflegen, oder Mitarbeiter zu Handlungen verleiten, welche wider die Gesetze oder 
wider die guten Sitten verstoßen; 

6) wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig geworden, oder mit einer abschreckenden 
Krankheit behaftet sind. 

 
 Inwiefern in den zu 6. gedachten Fällen dem Entlassenen ein Anspruch auf 
Entschädigung zustehe, ist nach dem Inhalt des Vertrages und nach den allgemeinen 
gesetzlichen Vorschriften zu beurtheilen. 
 

§. 112. 
 Die Gesellen und Gehülfen können die Arbeit vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit 
und ohne vorhergegangene Aufkündigung verlassen: 

1) wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig werden; 
2) wenn der Arbeitgeber sich Thätlichkeiten oder grobe Ehrverletzungen gegen sie oder 

Mitglieder ihrer Familie zu Schulden kommen lässt; 
3) wenn er oder dessen Angehörige, sie oder ihre Angehörigen zu Handlungen verleiten, 

welche wider die Gesetze oder wider die guten Sitten laufen; 



4) wenn er ihnen nicht den schuldigen Lohn in der bedungenen Weise auszahlt, bei 
Stücklohn nicht für ihre ausreichende Beschäftigung sorgt, oder wenn er sich 
widerrechtlicher Uebervortheilungen gegen sie schuldig macht; 

5) wenn bei Fortsetzung der Arbeit ihr Leben oder ihre Gesundheit einer erweislichen 
Gefahr ausgesetzt sein würde, welche bei Eingehung des Arbeitsvertrages nicht zu 
erkennen war. 

 
§. 113. 

 Beim Abgange können die Gesellen und Gehülfen ein Zeugniß über die Art und Dauer 
ihrer Beschäftigung fordern, welches auf Antrag der Betheiligten und, wenn gegen den Inhalt 
sich nichts zu erinnern findet, von der Gemeindebehörde kosten- und stempelfrei zu 
beglaubigen ist. Dieses Zeugniß ist auf Verlangen der Gesellen und Gehülfen auch auf ihre 
Führung auszudehnen. 
 Die gesetzliche Verpflichtung zur Führung von Arbeitsbüchern ist aufgehoben. 
 

§. 114. 
 Gesellen und Gehülfen sind in der Wahl ihrer Meister oder Arbeitgeber unbeschränkt. 
 Eine Verpflichtung zum Wandern findet nicht statt. Auf Unterstützung von Seiten der 
Gewerbegenossen haben wandernde Gesellen und Gehülfen keinen Anspruch. 
 

b. der Lehrlinge. 
 

§. 115. 
 Als Lehrling ist jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur Erlernung eines 
Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterschied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld oder 
unentgeltliche Hülfsleistung stattfindet, oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. 
 Auf Lehrlinge über 18 Jahre finden die Bestimmungen der §§. 106. 116. 117. und 119. 
keine Anwendung. 
 

§. 116. 
 Von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, sind ausgeschlossen diejenigen, welchen 
wegen anderer, als politischer Verbrechen oder Vergehen der Vollgenuß der 
staatsbürgerlichen Rechte entzogen ist, für die Zeit der Entziehung, sofern sie nicht in diese 
Rechte wieder eingesetzt oder welche wegen Diebstahls oder Betruges rechtskräftig 
verurtheilt worden sind. 
 

§. 117. 
 Ein Gewerbetreibender, welcher von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, 
ausgeschlossen ist, darf auch die bereits angenommenen Lehrlinge nicht ferner beibehalten. 
 Die Entlassung unbefugt angenommener oder beibehaltener Lehrlinge kann im Wege 
der polizeilichen Exekution erzwungen werden. 
 

§. 118. 
Der Lehrherr muß sich angelegen sein lassen, den Lehrling durch Beschäftigung und 

Anweisung zum tüchtigen Gesellen auszubilden. Er darf dem Lehrlinge die hierzu 
erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienstleistungen nicht 
entziehen. Der Lehrherr muß bemüht sein, den Lehrling zur Arbeitsamkeit und zu guten Sitten 
anzuhalten und vor Lastern und Ausschweifungen zu bewahren. 



 
§. 119. 

 Der Lehrling ist der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen und in Abwesenheit 
des Lehrherrn auch dem denselben vertretenden Gesellen oder Gehülfen zur Folgsamkeit 
verpflichtet. 
 

§. 120. 
 Das Lehrverhältniß kann in den Fällen, welche im §. 111. bezeichnet sind, von dem 
Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werden. Sind für einen solchen Fall keine 
besonderen Verabredungen getroffen, so ist das Lehrgeld stets für die bereits abgelaufene Zeit 
zu entrichten. Daneben gebührt, wenn der Lehrling in den Fällen des §. 111. Nr. 1 bis 5. zu 
seiner Entlassung Veranlassung gegeben hat, dem Lehrherrn als Entschädigung das 
weiterlaufende Lehrgeld bis zu einem halbjährigen Betrage. 
 

§. 121. 
 Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältniß vor Ablauf der Lehrzeit 
aufgehoben werden, wenn der Lehrherr die ihm nach §. 118. obliegenden Verpflichtungen 
gröblich vernachlässigt oder das Recht der väterlichen Zucht mißbraucht. 
 Fällt die Entscheidung hierüber gegen den Lehrherrn aus (§. 108.), so kann derselbe 
zur Erstattung der durch die anderweitige Unterbringung des Lehrlings entstehenden 
Mehrkosten im Rechtswege angehalten werden. 
 Letzteres gilt auch von dem Falle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, Lehrlinge zu 
halten, entzogen wird (§. 117.). 
 

§. 122. 
 Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältnis vor Ablauf der Lehrzeit 
aufgehoben werden, wenn der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder zu einem anderen 
Berufe übergeht. Dem Lehrherrn ist in diesem Falle, wenn nicht ein Anderes verabredet 
worden, das weiterlaufende Lehrgeld noch bis zu einem halbjährigen Betrage zu zahlen. 
 

§. 123. 
 Durch den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings wird der Lehrvertrag aufgehoben. 
 Auf den Antrag des einen oder des anderen Theiles ist der Lehrvertrag auch dann 
aufzuheben, wenn der Lehrherr oder der Lehrling zur Erfüllung der eingegangenen 
Verpflichtungen unfähig wird. 
 In beiden Fällen erfolgt, wenn nichts Anderes verabredet ist, die Auseinandersetzung 
hinsichtlich des Lehrgeldes nach Verhältnis des bereits abgelaufenen Theiles der Lehrzeit zur 
ganzen Dauer derselben. 
 

§. 124. 
 Bei Auflösung des Lehrverhältnisses kann der Lehrling über die Dauer der Lehrzeit 
und die während derselben erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten, sowie über sein 
Betragen vom Lehrherrn ein Zeugniß fordern, welches, auf Antrag der Betheiligten und, wenn 
gegen den Inhalt sich nichts zu erinnern findet, von der Gemeindebehörde kosten- und 
stempelfrei zu beglaubigen ist. 
 

§. 125. 
 Für die Aufnahme und Entlassung der Lehrlinge dürfen keine Gebühren erhoben 
werden. 



 
§. 126. 

 Die Bestimmungen der §§. 105. bis 115. und 118. bis 125. finden, jedoch soviel die 
Lehrlinge betrifft, mit Ausnahme des §. 106. Absatz 2., auf die Gehülfen und Lehrlinge der 
Apotheker und Kaufleute, ingleichen auf die Werkmeister in Fabriken, keine Anwendung. 
Die Verhältnisse derselben zu ihren Lehrherren und Arbeitgebern sind fernerhin nach den 
bisherigen Vorschriften zu beurtheilen. 
 

II. Verhältnisse der Fabrikarbeiter. 
 

§. 127. 
 Die Bestimmungen der §§. 105. bis 114. finden auch auf Fabrikarbeiter Anwendung. 
 

§. 128. 
 Kinder unter zwölf Jahren dürfen in Fabriken zu einer regelmäßigen Beschäftigung 
nicht angenommen werden. 
 Vor vollendetem vierzehnten Lebensjahre dürfen Kinder in Fabriken nur dann 
beschäftigt werden, wenn sie täglich einen mindestens dreistündigen Schulunterricht in einer 
von der höheren Verwaltungsbehörde genehmigten Schule erhalten. Ihre Beschäftigung darf 
sechs Stunden täglich nicht übersteigen. 
 Junge Leute, welche das vierzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben, dürfen vor 
vollendetem sechszehnten Lebensjahre in Fabriken nicht über zehn Stunden täglich 
beschäftigt werden. Auch für diese jugendlichen Arbeiter kann durch die Zentralbehörde die 
zulässige Arbeitsdauer bis auf sechs Stunden täglich für den Fall eingeschränkt werden, daß 
dieselben nach den besonderen in einzelnen Theilen des Bundesgebietes bestehenden 
Schuleinrichtungen noch im schulpflichtigen Alter befinden. 
 Die Ortspolizei-Behörde ist befugt, eine Verlängerung dieser Arbeitszeiten um 
höchstens eine Stunde und auf höchstens vier Wochen dann zu gestatten, wenn 
Naturereignisse oder Unglücksfälle den regelmäßigen Geschäftsbetrieb in der Fabrik 
unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfniß herbeigeführt haben. 
 

§. 129. 
 Zwischen den Arbeitsstunden muß den jugendlichen Arbeitern (§. 128.) Vor- und 
Nachmittags eine Pause von einer halben Stunde und Mittags eine ganze Freistunde, und zwar 
jedes Mal auch Bewegung in der freien Luft gewährt werden. 
 Die Arbeitsstunden dürfen nicht vor 5½ Uhr Morgens beginnen und nicht über 8½ Uhr 
Abends dauern. 
 An Sonn- und Feiertagen, sowie während der von dem ordentlichen Seelsorger für den 
Katechumenen- und Konfirmanden-Unterricht bestimmten Stunden dürfen jugendliche 
Arbeiter nicht beschäftigt werden. 
 

§. 130. 
 Wer jugendliche Arbeiter in einer Fabrik zu einer regelmäßigen Beschäftigung 
annehmen will, hat davon der Ortspolizei-Behörde zuvor Anzeige zu machen. 
 Der Arbeitgeber hat über die von ihm beschäftigten jugendlichen Arbeiter eine Liste 
zu führen, welche deren Namen, Alter, Wohnort, Eltern, Eintritt in die Fabrik und Entlassung 
aus derselben enthält, in dem Arbeitslokal auszuhängen und den Polizei- und Schulbehörden 
auf Verlangen in Abschrift vorzulegen ist. Die Anzahl dieser Arbeiter hat er halbjährlich der 
Ortspolizei-Behörde anzuzeigen. 



 
§. 131. 

 Die Annahme jugendlicher Arbeiter zu einer regelmäßigen Beschäftigung darf nicht 
erfolgen, bevor der Vater oder Vormund derselben dem Arbeitgeber ein Arbeitsbuch 
eingehändigt hat. 
 Dieses Arbeitsbuch, welchem die §§. 128-133. des gegenwärtigen Gesetzes 
vorzudrucken sind, wird auf den Antrag des Vaters oder Vormundes des jugendlichen 
Arbeiters von der Ortspolizei-Behörde ertheilt und enthält: 

1) Namen, Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters, 
2) Namen, Stand und Wohnort des Vaters oder Vormundes, 
3) ein Zeugniß über den bisherigen Schulbesuch, 
4) eine Rubrik für die bestehenden Schuldverhältnisse, 
5) eine Rubrik für die Bezeichnung des Eintrittes in die Anstalt, 
6) eine Rubrik für den Austritt aus derselben, 
7) eine Rubrik für die Revisionen. 

 Der Arbeitgeber hat dieses Arbeitsbuch zu verwahren, der Behörde auf Verlangen 
jederzeit vorzulegen und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Vater oder Vormunde 
des Arbeiters wieder auszuhändigen. 
 

§. 132. 
 Wo die Aufsicht über die Ausführung der vorstehenden Bestimmungen (§§. 128-133.) 
eigenen Beamten übertragen ist, stehen denselben bei Ausübung dieser Aufsicht alle 
amtlichen Befugnisse der Ortspolizei-Behörden, insbesondere das Recht zur jederzeitigen 
Revision der Fabriken zu. 
 Die auf Grund der Bestimmungen der §§. 128-133. auszuführenden amtlichen 
Revisionen der gewerblichen Anstalten sind die Besitzer derselben verpflichtet, zu jeder Zeit, 
namentlich auch in der Nacht, während die Anstalten im Betriebe sind, zu gestatten. 
 

§. 133. 
 Sollte durch die Ausführung der Bestimmungen der §§. 128. und 129. bereits 
bestehenden gewerblichen Anstalten die nöthige Arbeitskraft entzogen werden, so ist die 
Zentralbehörde befugt, auf bestimmte Zeit, jedoch höchstens ein Jahr, Ausnahmevorschriften 
zu erlassen. 
 In Betreff der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits beschäftigten jugendlichen 
Arbeiter ist die im §. 130. vorgeschriebene Anzeige bei der Ortspolizei-Behörde binnen vier 
Wochen zu bewirken. 
 

§. 134. 
 Fabrikinhaber, sowie alle diejenigen, welche mit Ganz- oder Halbfabrikaten Handel 
treiben, sind verpflichtet, die Löhne der Arbeiter, welche mit Anfertigung der Fabrikate für 
sie beschäftigt sind, in baarem Gelde auszuzahlen. 
 Sie dürfen denselben keine Waaren kreditieren. 
 Dagegen können den Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnutzung, 
regelmäßige Beköstigung, Arzneien und ärztliche Hülfe, sowie Werkzeuge und Stoffe zu den 
von ihnen anzufertigenden Fabrikaten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabreicht 
werden. 
 

§. 135. 
 Die Bestimmungen des §. 134. finden auch Anwendung auf Familienglieder, 
Gehülfen, Bauftragte, Geschäftsführer, Aufseher und Faktoren der dort bezeichneten 



Arbeitgeber, sowie auf Gewerbetreibende, bei deren Geschäft eine der hier erwähnten 
Personen unmittelbar oder mittelbar betheiligt ist. 
 

§. 136. 
 Unter Arbeitern (§. 134.) werden hier auch diejenigen verstanden, welche außerhalb 
der Fabrikstätten für Fabrikinhaber oder für die ihnen gleichgestellten Personen die zu deren 
Gewerbebetriebe nöthigen Ganz- oder Halbfabrikate anfertigen, oder solche an sie absetzen, 
ohne aus dem Verkaufe dieser Waaren an Konsumenten ein Gewerbe zu machen. 
 

§. 137. 
 Arbeiter, deren Forderungen den Vorschriften der §§. 134. bis 136. zuwider anders als 
durch Baarzahlung berichtigt sind, können zu jeder Zeit die Bezahlung ihrer Forderungen in 
baarem Gelde verlangen, ohne daß ihnen eine Einrede aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen 
entgegengesetzt werden kann. Letzteres fällt, soweit es noch bei dem Empfänger vorhanden 
oder dieser daraus bereichert ist, der im §. 139. Absatz 2. gedachten Kasse zu. 
 

§. 138. 
 Verträge, welche den §§. 134. bis 136. zuwiderlaufen, sind nichtig. 
 Dasselbe gilt von Verabredungen zwischen Fabrikinhabern oder ihnen gleichgestellten 
Personen einerseits und Arbeitern andererseits über die Entnehmung der Bedürfnisse dieser 
letzteren aus gewissen Verkaufsstellen, sowie überhaupt über die Verwendung des 
Verdienstes derselben zu einem anderen Zweck, als zur Betheiligung an Einrichtungen zur 
Verbesserung der Lage der Arbeiter oder ihrer Familien (§. 134.). 
 

§. 139. 
 Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern kreditiert 
worden sind, können von Fabrikinhabern und von den ihnen gleichgestellten Personen weder 
eingeklagt, noch durch Anrechnung oder sonst geltend gemacht werden, ohne Unterschied, ob 
sie zwischen den Betheiligten unmittelbar entstanden oder mittelbar erworben sind. 
 Dagegen fallen dergleichen Forderungen der Kranken-, Sterbe-, Spar- oder ähnlichen 
Hülfskasse zu, welche in der Wohnortsgemeinde des betheiligten Arbeiters für diejenige 
Klasse von Arbeitern besteht, zu welcher er gehört. Sind mehrere solcher Kassen vorhanden, 
so fällt die Forderung allen zu gleichen Theilen zu, in Ermangelung derartiger Anstalten aber 
der Ortsarmenkasse. 
 

Titel VIII. 
 

Gewerbliche Hülfskassen. 
 

§. 140. 
 Die durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete 
Verpflichtung der selbstständigen Gewerbetreibenden, einer mit einer Innung verbundenen 
oder außerhalb derselben bestehenden Kranken-, Hülfs- oder Sterbekasse für selbstständige 
Gewerbetreibende beizutreten, wird aufgehoben. Im Uebrigen wird in den Verhältnissen 
dieser Kassen durch gegenwärtiges Gesetz nichts geändert. 
 Neue Kassen der selbstständigen Gewerbetreibenden für die erwähnten Zwecke 
erhalten durch die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde die Rechte juristischer 
Personen, soweit es zur Erlangung dieser Rechte einer besonderen staatlichen Genehmigung 
bedarf. 



 
§. 141. 

 Bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes bleiben die Anordnungen der Landesgesetze über 
die Kranken-, Hülfs- und Sterbekassen für Gesellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter in Kraft. 
 Die durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete 
Verpflichtung der Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, einer bestimmten 
Kranken-, Hülfs- oder Sterbekasse beizutreten, wird indeß für diejenigen aufgehoben, welche 
nachweisen, daß sie einer anderen Kranken-, Hülfs- oder Sterbekasse angehören. 
 
[…] 


